Bildung ist keine Ware!

Gemeinsam für eine andere Politik!
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Bayern geht voran – zumindest, wenn es gegen Studenten, Schüler, Arbeitnehmer, Arbeitslose und Rentner geht. 

Jetzt sind die Studenten dran. Schon ab dem ersten Semester sollen sie Studiengebühren bezahlen. 

Für manche dürfte es kein Problem sein, das liegt an den reichen Eltern. 

Wer aber arbeitet, um zu leben, schaut dumm aus der Wäsche. 70 Prozent der Studenten haben einen Nebenjob. Gebühren zahlen heißt dann weniger studieren und noch mehr arbeiten – oder gleich abbrechen.
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Denn so ist die Realität für viele Studenten: Neben dem Studium jobben, nach dem Studium Schulden und wenig Aussicht auf einen sicheren Arbeitsplatz.

Bayern hat gemeinsam mit anderen unionsgeführten Länder vor dem Bundesverfassungsgericht gegen das bundes​weites Verbot von Studiengebühren geklagt. Kaum hatte den Richter in den roten Roben am 26. Januar 2005 ein bundesweites Verbot von Studiengebühren für unwirksam er​klärt, schon erklärte die Bayerische Staatsregierung: „Bayern wird diesen Freiraum nutzen und .. Studienbeiträge für das Erststu​dium erheben. . Der Staat setzt dabei eine Ober​grenze von 500,-- € pro Semester. Die Obergrenze gilt bayernweit.“ Als „sozial verträglich und moderat“ bezeichnet Wissenschaftsminister Thomas Goppel diese Gebühr. Mit ein paar Nachhilfestunden sei das Geld leicht aufzutreiben, meint er.

Gleichzeitig gibt er zu, dass für „junge Leute aus Familien, die ein kleines Einkommen nur haben“ und nach dem Studium bereits jetzt mit 10.000 Euro für die Rückzahlung des Stipendiums (BAföG) verschuldet sind „noch einmal 5000 Euro für Studienbeiträge (in 10 Semestern) das (Verschuldungs-)Fass zum Überlaufen bringen können“.

Das Fass läuft tatsächlich über ! 

Und nicht nur bei den Studenten!

Arm trotz Arbeit. Heute geheuert, morgen gefeuert. Jeder ist für seine Krankheit verantwortlich und soll selbst dafür zahlen. Ein ganzes Leben gearbeitet, und trotzdem arm im Alter. Alle müssen opfern für die Unternehmen und die Reichen. Damit alles akzeptiert wird, muss die Arbeitslosenhilfe runter und die Sozialhilfe; das Gefühl der Sicherheit muss verschwinden, damit die Leute bereit sind zu allen Bedingungen zu arbeiten.

Seit Januar 2005 gilt Hartz IV – das Gesetz, das arm macht. Millionen werden in die Armut getrieben, während seit dem gleichen Stichtag die Reichen noch weniger Steuern bezahlen müssen. Einem Einkommensmillionär bleiben jetzt gute 100.000 Euro mehr im Jahr. Ein verheirateter Durchschnittsverdiener mit 30.000 Euro Jahresverdienst wird um ganze 52 Euro im Jahr entlastet.

Und jetzt wollen Unternehmerverbände, Regierung und Opposition die Unternehmen noch weiter von Steuern befreien. Sie haben den Stein der Reichen entdeckt: die Arbeiter und Angestellten zahlen die Steuern für die Konzerne und Reichen. Und jetzt sollen auch die Studenten ran.

Es reicht!

Wir kämpfen für eine andere Politik!

Die Forderungen der Deutschen Kommunistischen Partei

Geld für die Bildung, statt für Rüstung und Subventionen für die Konzerne!

Für eine demokratisches Bildungswesen

· Für ein gebührenfreies Bildungssystem ohne soziale Ausgrenzung

Die DKP lehnt Studiengebühren aus gesellschafts-, sozial- und bildungspolitischen Gründen ab. Sie lösen kein einziges Problem, sondern verschärfen die Krise des Bildungswesens.

Studiengebühren verschärfen die soziale Ausgrenzung des Bildungssystems. Sie fördern eine „Kundenmentalität“, die zu einem entsolidarisierten Studierverhalten und der einseitigen Ausrichtung des Studiums an den Interessen der wirtschaftlichen Verwertbarkeit führt. 

Die DKP fordert ein umfassendes Verbot von Gebühren für Bildung. Bildung ist keine Ware, sondern eine öffentliche Aufgabe und muss bedarfsdeckend finanziert werden. Das Geld ist vorhanden: bei den Spekulationsmilliarden der Banken und Konzerne und bei der Rüstung.

Zusätzlich sind Maßnahmen auf allen Ebenen des Bildungswesens erforderlich, die die soziale Schieflage beseitigen und mehr Menschen aus den einkommensschwachen Schichten den Zugang zu Bildung ermöglichen.

· Für eine kritische und demokratische Hochschule

[image: image2.wmf][image: image3.bmp]Das neoliberale Einheitsdenken beherrscht Studium und Lehre. Kritik und Alternativen sind nicht gefragt. Aber Wissenschaft ist kritisch, oder keine Wissenschaft. Die Konzerne wollen keine Wissenschaft, sondern Fabriken für die Produktion von Fachidioten für dem Markt des „Humankapitals“. Deshalb wollen sie den direkten Zugriff auf die Inhalte von Ausbildung und Wissenschaft. Mit dem „Wettbewerb“ und der Privatisierung der Hochschulen wird die einseitige Reduzierung des Studiums auf eine schnelle Ausbildung für den Arbeitsmarkt noch weiter verstärkt werden. 

Die DKP fordert eine Bildungsreform, mit der Bildung und Wissenschaftsbetrieb in Richtung einer demokratischen Erneuerung von Staat und Gesellschaft orientiert werden. Die Hochschule muss zu einem Ort der kritischen Reflexion und des demokratischen und sozialen Fortschritts werden. Wissenschaft muss den Menschen dienen, nicht dem Profit!

· Für eine demokratisch verfasste Hochschule und für Mitbestimmung

Studierende müssen die Möglichkeit haben, ihre Interessen effektiv zu vertreten und an Entscheidungen, welche die Hochschule betreffen, mitzuwirken.

Deshalb ist die DKP der Überzeugung, dass die Verfasste Studierendenschaft als selbstverwaltete und unabhängige Vertretung der Studierenden sowie die umfassende Beteiligung der Studierenden in der akademischen Selbstverwaltung unerlässlich sind. Die Verfassten Studierendenschaften sind als legitimierte Vertretung der Studierenden bundesweit einzuführen und mit Satzungs- und Finanzhoheit abzusichern.

Um echte demokratische Veränderungen in Bildung, Hochschule und Wissenschaft im Interesse der Mehrheit der Bevölkerung durchzusetzen, ist auf allen Ebenen des Bildungswesens eine wirksame Mitbestimmung durch gewählte Gremien aus Eltern, Lehrern, Schülern, Studenten, und Vertretern aus Gewerkschaften, der Friedens- und der globalisierungskritischen Bewegung erforderlich.


Bildung ist keine Ware!





„Es war .. die Erkenntnis, dass wir endlich Hochschulen brauchen, in denen der Wettbewerb zu Hause ist. .. Die Befürworter von Studienbeiträgen  sprechen .. von » Studenten als Kundschaft«“. (Thomas Goppel, bayerischer Wissenschaftsminister)





Was das ganze soll, wenn alle länger studieren, weil neben Miete und Lebensunterhalt auch die Gebühren auf die Tasche drücken? Warum Leute finanziell vom Studium abschrecken oder aus der Uni hinaus drängen, wenn die Regierung sagt, wir hätten zu wenige Studenten? Was absurd klingt ist eigentlich ganz einfach – Privatisierung heißt das Zauberwort. Zum einen wollen sich Snobs die Unis nicht mehr mit Proleten teilen, zum anderen sollen staatliche Versorgungsbetriebe, die Hochschulen, in Privatunternehmen umgewandelt werden. Dazu ist es erstens nötig, von staatlicher Finanzierung auf Gebühren umzustellen. Zweitens muss die Selbstverwaltung der Hochschulen abgeschafft werden, um Managementstrukturen einzuführen. Drittens werden Universitäten dann von staatlichem in Privateigentum überführt. Ob das Stiftungen oder Aktiengesellschaften sind, ist in der Sache egal.


Alle diese Schritte werden in Deutschland schon gegangen. Auf dem internationalen Parkett werden Verträge ausgehandelt, um Bildung zur Ware zu machen. Viele Konzerne stehen schon in den Starlöchern, um sich unsere Hochschulen unter den Nagel zu reißen.
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Ich will mehr Infos über die DKP:





Name, Vorname:





Strasse:





PLZ, Ort:





Ich will in den eMail-Verteiler aufgenommen werden:





einsenden an: 


DKP München, Lothringerstr. 6, 81667 München





www.kommunisten.de


www.dkp-muenchen.de
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